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AKTION & KRITIK 

BLOCK BAYER in Aktion
Der BAYER-Konzern vertreibt in den Ländern der sogenannten 
Dritten Welt zahlreiche Pestizide, die in der Europäischen Union 
wegen ihrer Gefährlichkeit keine Zulassung (mehr) haben. Aus 
Protest dagegen haben Aktivist*innen von BLOCK BAYER am 
16. April 2021 zwei Verladestationen des Dormagener Chemie-
„Parks“ besetzt, wo der Agro-Riese einige dieser Mittel wie z. B. 
Probineb produziert. „Es ist ein Skandal, dass ein deutscher Kon-
zern im globalen Süden hochgefährliche Pestizide verkauft, die 
hier verboten sind. Das wollen wir hier deutlich machen und for-
dern, dass BAYER die Produktion hochtoxischer Pestizide stoppt“, 
erklärte eine Sprecherin von BLOCK BAYER. 

Toxic BAYER
256 Seiten stark ist das Schwarzbuch zu BAYER, das der fran-
zösische Journalist Martin Boudot verfasst hat. Die ganze Ge-
schichte des Leverkusener Multis floss in „Toxic BAYER“ ein; von 
den Anfängen über die Mittäterschaft im NS-Staat bis hin zum 
MONSANTO-Deal reicht der Bogen, den Boudot spannt. Dabei 
stützte er sich nicht zuletzt auf Informationen der COORDINATION 
GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG), deren konzern-kritische Arbeit 
in dem Werk dann auch nicht zu kurz kommt.

Patent-Krake BAYER
BAYER & Co. melden immer mehr Patente auch auf solche Pflan-
zen an, die nicht mit Hilfe gentechnischer Methoden, sondern 
mittels konventioneller Verfahren entstanden sind, obwohl die 
Gesetze das eigentlich verbieten. Dadurch droht die Kontrolle 
über die gesamte Lebensmittel-Produktion in die Hände der Agro-
Riesen zu fallen. Das Netzwerk KEINE PATENTE AUF SAATGUT 
fordert das Europäische Patentamt deshalb in einer Petition dazu 
auf, keine solchen Schutzrechte mehr zu erteilen. Die COORDI-
NATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) unterstützt dieses An-
liegen und unterzeichnete den Appell. Insgesamt kamen 196.000 
Unterschriften zusammen.

Mercosur-Abkommen stoppen!
Die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) lehnt den 
Handelsvertrag ab, den die EU mit den Mercosur-Staaten Brasili-
en, Argentinien, Uruguay und Paraguay abschließen will. Dieser 
droht nämlich das agro-industrielle Modell in diesen Ländern 
noch einmal voranzutreiben. Und damit steigen auch die Risiken 
und Nebenwirkungen dieser Wirtschaftsweise wie mehr Mono-
kulturen, mehr Pestizide und Gentechnik, mehr Vertreibungen 
von Indigenen und weniger Regenwald, denn die Übereinkunft 
verspricht den lateinamerikanischen Nationen einen erleichter-
ten Zugang zum EU-Markt für ihre Agrar-Güter. Das wiederum 
erhöht die Absatz-Chancen und damit auch die Produktion – und 
die Nachfrage nach Glyphosat & Co. Aber BAYER würde nicht nur 
davon profitieren, sondern auch von den Gegenleistungen, wel-
che die Mercosur-Mitglieder erbringen müssen, haben diese sich 
doch zur Senkung der Einfuhr-Zölle für Güter aus Europa verpflich-
tet. Brüssel erwartet durch die Reduktion der Sätze, die bisher 
für Autos 35 Prozent des Warenwerts, für Chemikalien bis zu 18 
Prozent und für Pharmazeutika bis zu 14 Prozent betrugen, Ein-

sparungen von rund vier Milliarden Euro für die EU-Unternehmen. 
Grund genug also für den Leverkusener Multi, trotz der desaströ-
sen Folgen des Abkommens für Mensch, Tier und Umwelt für eine 
Unterzeichnung zu streiten. Und Grund genug für die CBG, Merco-
sur abzulehnen und den entsprechenden Aufruf des SEATTLE TO 
BRUSSELS NETWORK zu unterzeichnen.

Hormongifte stoppen!
Viele Pestizide von BAYER wie z. B. ARENA C, BALET oder 
CONSENTO wirken hormon-ähnlich und zählen deshalb zu den 
sogenannten endokrinen Disruptoren (EDCs). Diese können den 
menschlichen Organismus gehörig durcheinanderwirbeln und 
Krankheiten wie Krebs oder Diabetes auslösen. Darum appellier-
te die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) gemein-
sam mit den Gruppen  HEJSUPPORT,  WOMEN ENGAGE FOR A 
COMMON FUTURE (WECF) und dem PESTIZID AKTIONS-NETZ-
WERK (PAN), welche die Initiative gestartet hatten, an die Bun-
desregierung, endlich zu handeln. „Das Fehlen dringend nötiger 
politischer Maßnahmen und der offensichtliche Schutz der Inte-
ressen einer starken Chemie-Industrie gefährden die Gesundheit 
jetziger und künftiger Generationen. Hier kann die Politik nicht ta-
tenlos zusehen. Sie hat eine Verantwortung für die Bürger*innen, 
die sie erfüllen muss“, so Johanna Hausmann von WECF.

Glyphosat stoppen!
Die kanadische Grünen-Politikerin Jenica Atwin hat eine Initia-
tive zum Stopp von Glyphosat ins Leben gerufen und einen Ge-
setzesvorschlag ins Parlament eingebracht. „Dieser Erlass ändert 
den Pest Control Products Act, um die Herstellung, den Besitz, 
die Handhabung, die Lagerung, den Transport, den Import, den 
Vertrieb und die Verwendung von Glyphosat zu verbieten“, heißt 
es in der „Bill C-285“. Dabei ist Atwin bewusst, dass sie einen 
langen Weg vor sich hat. „Es geht gegen die großen Industrien“, 
sagt sie: „Es wird eine Menge Hürden geben, aber es ist der Be-
ginn einer Diskussion.“

KAPITAL & ARBEIT

Aufsichtsrat bekommt 19 Prozent mehr
Der BAYER-Aufsichtsrat hat sich eine gewaltige Lohn-Erhöhung 
gegönnt. Die Bezüge steigen im Vergleich zu 2017 um rund 19 
Prozent. Der oder die Vorsitzende des Gremiums erhält künftig 
ein Fix-Gehalt von 480.000 Euro, der oder die Vize-Vorsitzende 
schlappe 320.000 Euro. Das gemeine Aufsichtsratsmitglied kann 
auf einen Betrag von bis zu 360.000 Euro kommen, die Sitzungs-
gelder von 1.500 Euro pro Zusammenkunft noch nicht einmal mit-
gerechnet. Die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) 
kritisierte die Maßlosigkeit in einem Gegenantrag, den sie zur 
diesjährigen Hauptversammlung einreichte. „Diese Summen sind 
der arbeitenden Bevölkerung im Allgemeinen und den BAYER-
Beschäftigten im Besonderen nicht zu vermitteln“, hieß es darin. 
Ohnehin liegen beim Leverkusener Multi Welten zwischen den 
Manager*innen-Gehältern und denen der Arbeiter*innen und 
Angestellten. Nach einer Erhebung der „Hans-Böckler-Stiftung“ 
lag der Verdienst des BAYER-Vorstandsvorsitzenden im Jahr 2017 
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um den Faktor 58 über dem Durchschnittslohn der Belegschaft. 
Angehörige der Leitungsebenen strichen 41 Mal so viel ein und 
die Vorstandsmitglieder 24 Mal so viel. Auf der Hauptversamm-
lung von 2009 hatte eine Vertreterin des DACHVERBANDES DER 
KRITISCHEN AKTIONÄRINNEN UND AKTIONÄRE die Vorstands-
riege auf der Hauptversammlung einmal gefragt, ob sie bereit 
wäre, die eklatante Lohn-Spreizung erst einmal auf den Faktor 20 
zurückzuführen. Sie erhielt jedoch eine schnöde Abfuhr. BAYERs 
damaliger Aufsichtsratsvorsitzender Manfred Schneider sprach 
sich vehement gegen solche „statistischen Grenzen“ aus.

POLITIK & EINFLUSS

NRW will  Steuer-Wettbewerb
Im Jahr 2012 zog der BAYER-Konzern seine Patent-Abteilung 
aus Leverkusen ab und verlegte sie nach Monheim, das sich 
ihm mit der niedrigsten Gewerbesteuer ganz Nordrhein-West-
falens als gute Adresse für eine Briefkasten-Firma empfohlen 
hatte. Damit trat er einen gnadenlosen Unterbietungswettbe-
werb los. 2019 gab sich dann auch Leverkusen geschlagen. 
Die Stadt ließ sie sich in Kamin-Gesprächen auf einen Deal mit 
BAYER ein. Der Pillen-Produzent sagte die Rückverlagerung von 
Teil-Gesellschaften zu und erhielt im Gegenzug Hebe-Sätze auf 
Monheim-Niveau. Mit diesen Tarifen ging die Kommune sogar 
auf Werbetour und versuchte, Unternehmen aus dem Umland zu 
akquirieren. Das wiederum nahm die Landes-SPD zum Anlass 
für eine Kleine Anfrage im Landtag. „Wie will die Landesregie-
rung den Gewerbesteuer-Kannibalismus verhindern?“, wollte sie 
wissen. Die Antwort lautete zusammengefasst: Gar nicht. Das 
Land NRW sieht anders als Brandenburg, wo Gemeinden mit 
hohen Gewerbesteuer-Einnahmen eine Umlage zahlen müssen, 
keinerlei Anlass, den ruinösen Konkurrenz-Kampf der Städte und 
Gemeinden um Industrie-Ansiedlungen zu beenden. Es benennt 
den Grund für die Misere von BAYERs Stammsitz zwar eindeutig: 
„Der Rückgang in Leverkusen stand in Zusammenhang mit dem 
vollständigen Verlust der Steuer-Einnahmen von dem bis dahin 
größten Gewerbesteuer-Zahler infolge der gezielten Verlagerung 
ausgewählter Geschäftsbereiche dieses Betriebs“, will aber 
nicht an der Ursache ansetzen. Stattdessen unterstützen CDU 
und FDP Leverkusen bei der Kapitulation vor dem Kapital bzw. 
dabei, „den Standort auch im internationalen Vergleich wieder 
wettbewerbsfähig zu machen und dadurch einerseits Steuer-
Erträge ihres größten Gewerbe-Betriebs zurückzuerlangen und 
andererseits die bereits kommunizierte Abwanderung anderer 
Großsteuerzahler abzuwenden.“ 

Für immer virtuelle HVs
Schon lange vor Corona hatten BAYER & Co. mit der Abkehr von 
Präsenz-Hauptversammlungen geliebäugelt, um sich kritische 
Aktionär*innen vom Leib halten zu können. Die Pandemie gab ih-
nen dann die passende Gelegenheit, ihre Aktionär*innen-Treffen 
online abhalten zu können, was BAYER als erster DAX-Konzern 
nutzte. Nun will die Politik den Unternehmen die Flucht ins In-
ternet dauerhaft ermöglichen. Im Juni 2021 fasste die Konferenz 
der Justizminister*innen der Länder einen entsprechenden Be-

schluss. An das Justizministerium erging der Auftrag, dafür ein 
Gesetz zu erarbeiten. „Unser Aktienrecht braucht mehr digitalen 
Schwung“, meinte der nordrhein-westfälische Justizminister 
Peter Biesenbach (CDU) und konstatierte: „Die Pandemie hat 
deutlich gemacht, dass Hauptversammlungen auch virtuell gut 
abgehalten werden können.“

Ein bisschen weniger Glyphosat
Gegen einen Glyphosat-Stopp vor dem Auslaufen der EU-Zulas-
sung Ende 2023 hatte die Große Koalition sich schon im Septem-
ber 2019 ausgesprochen. Sie gab sich mit einer Minderungsstra-
tegie zufrieden. Für diese ließen sich die Politiker*innen dann zu 
allem Übel auch noch Zeit bis kurz vor Toresschluss der Legisla-
tur-Periode. Überdies fielen die Regelungen äußerst bescheiden 
aus. SPD und CDU verabschiedeten diese im Rahmen des Insek-
tenschutz-Gesetzes. Für Glyphosat sehen die Bestimmungen ein 
Verbot nur für die Anwendung im Privatbereich und auf öffentli-
chen Grünflächen vor, die mengenmäßig kaum ins Gewicht fällt. 
Für das Ausbringen auf Äckern lassen Merkel & Co. hingegen 
zahlreiche Ausnahmen zu. So darf das Mittel gegen nicht weni-
ge Wildkräuter nach wie vor zum Einsatz kommen. Auch wenn 
das Pflügen, die Wahl einer geeigneten Fruchtfolge oder eines 
geeigneten Aussaat-Zeitpunkts nicht möglich ist, bleibt das von 
der Weltgesundheitsorganisation als „wahrscheinlich krebserre-
gend“ eingestufte Herbizid bis 2024 erlaubt. Erst dann erfolgt das 
Aus – und das auch noch unter Vorbehalt. Wenn die EU Glypho-
sat bis dahin nämlich nicht aus dem Verkehr zieht, wackelt auch 
der Beschluss der Bundesregierung. „Sollten sich in diesem Zu-
sammenhang Änderungen der Dauer der Wirkstoff-Genehmigung 
ergeben, ist das Datum des vollständigen Anwendungsverbots 
gegebenenfalls anzupassen“, hält die „Pflanzenschutzanwen-
dungsverordnung“ fest. Die anderen Vorgaben zur Handhabung 
der Ackergifte weisen ebenfalls starke Mängel auf. Sie beschrän-
ken sich auf Maßnahmen zur Eindämmung des Insektensterbens 
in bestimmten Schutzgebieten. Überdies gibt es viele Ausnahme-
Tatbestände, die im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens noch zu-
nahmen. So sicherten sich die Länder Öffnungsklauseln. Zudem 
drückte die CDU einen „Erschwernisausgleich Pflanzenschutz“ 
durch, der den Landwirt*innen den Spritz-Entzug durch Zahlun-
gen in Höhe von 65 Millionen Euro erleichtert.

Lieferketten-Gesetz verabschiedet
Die Lieferketten BAYERS erstrecken sich über den gesamten Glo-
bus. So bezieht der Leverkusener Multi seine Arznei-Grundstoffe 
zu einem guten Teil aus Indien und China, wo hunderte Firmen 
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zu Schnäppchen-Preisen für den Weltmarkt fertigen, was ver-
heerende Folgen für Mensch, Tier und Umwelt hat. In anderen 
Branchen kommt es im Zuge der Globalisierung zu ähnlichen 
Phänomenen. Darum erkannten die Vereinten Nationen bereits 
im Jahr 2011 Handlungsbedarf und hielten ihre Mitgliedsländer 
dazu an, Maßnahmen zu ergreifen. Die Bundesregierung sah 
dabei zunächst davon ab, übermäßigen Druck auf die Konzerne 
ausüben und setzte auf Freiwilligkeit. Sie hob den Nationalen Ak-
tionsplan (NAP) aus der Taufe und machte sich daran, erst einmal 
ein Lagebild zu erstellen. Dazu startete die Große Koalition eine 
Umfrage unter den Betrieben und bat um Informationen darüber, 
ob  – und wenn ja – in welcher Form sie entlang ihrer weltum-
spannenden Lieferketten die Einhaltung der Menschenrechte 
gewährleisten. Von den Antworten wollte sie dann ihr weiteres 
Vorgehen abhängig machen. Der Befund fiel ernüchternd aus. 
Nur ein Bruchteil der angeschriebenen Firmen antwortete über-
haupt, und von diesen genügte bei der Beschaffung kaum eines 
den sozialen und ökologischen Anforderungen. „Das Ergebnis 
zeigt eindeutig: Freiwilligkeit führt nicht zum Ziel“, resümierte 
Entwicklungshilfe-Minister Gerd Müller (CSU) und konstatierte: 
„Wir brauchen einen gesetzlichen Rahmen“. Und den bereitete 
die Politik dann auch vor, was die Industrie-Vertreter*innen in 
Panik versetzte. „Hier wird eine faktische Unmöglichkeit von den 
Unternehmen verlangt: Sie sollen persönlich für etwas haften, 
was sie persönlich in unserer globalisierten Welt gar nicht beein-
flussen können“, echauffierte sich etwa der damalige Präsident 
der „Bundesvereinigung der Arbeitgeber-Verbände“ (BDA), Ingo 
Kramer. In der Folge taten die Lobbyist*innen der Industrie alles, 
um das Schlimmste zu verhindern. Sie mahnten eine Beschrän-
kung des Paragrafen-Werks auf direkte Zulieferer an und lehnten 
eine Haftungsregelung vehement ab. Schlussendlich konnten sie 
sich damit durchsetzen. Im jetzigen Paragrafen-Werk fehlt bei-
des. Dem Leverkusener Multi dürfte es daher erspart bleiben, 
mit einer Klage von solchen Inder*innen oder Chines*innen kon-
frontiert zu werden, die in den Hot Spots der globalen Pharma-
Produktion leben und unter den gesundheitlichen Folgen leiden. 
Dazu liegen nämlich zu viele Zwischenhändler zwischen BAYER 
und den Arznei-Produzenten vor Ort. Zudem müssten die Betrof-
fenen in Deutschland noch eine Nichtregierungsorganisation fin-
den, die in ihrem Namen vor Gericht zieht und so eine „Prozess-
Standschaft“ wahrnimmt. Eine Möglichkeit, direkt Ansprüche 
anzumelden, lässt das Lieferketten-Sorgfaltspflichtgesetz den 
Geschädigten nämlich nicht „Eine Verletzung der Pflichten aus 
diesem Gesetz begründet keine zivilrechtliche Haftung“, heißt es 
auf Drängen der Konzerne nun im Paragraf 3, Absatz 3.

Milliarden-Amnestie für BAYER & Co.
Die in der Strom-Rechnung enthaltene EEG-Umlage gilt der För-
derung alternativer Energien. Allerdings tragen nicht alle glei-
chermaßen zu der Subventionierung von Wind & Co. bei. Der 
Gesetzgeber hat BAYER und andere Chemie-Firmen wegen ihres 
hohen Energie-Bedarfs und entsprechend hoher Kosten weit-
gehend von der Abgabe befreit. Zudem zahlen die Konzerne für 
die Elektrizität, die sie in ihren eigenen Kraftwerken selbst er-
zeugen, nichts in den EEG-Topf ein. Das sogenannte Eigenstrom-
Privileg entbindet sie davon. Aber den Multis reichte das noch 
nicht. Sie wollten sich auch bei dem zugekauften Strom vor den 
EEG-Zahlungen drücken, die sich pro Gigawatt-Stunde auf rund 
64.000 Euro belaufen. Dafür bedienten sich die Gesellschaften 
des „Scheibenpacht-Modells“, das sich schlaue Berater*innen 
ausgedacht hatten. Diese entwickelten Verträge, die BAYER, 
RWE, DAIMLER und andere Global Player von schnöden Strom-
Kunden zu Pächtern von Kraftwerk-Anteilen machten – und damit 
zu Nutznießern des Eigenstrom-Privilegs. „Einzelne Unterneh-
men sparten auf diese Weise Hunderte Millionen Euro“, so der 
Spiegel, der den Skandal aufdeckte. Darum haben Netzbetreiber 
wie AMPRION die Unternehmen vor einiger Zeit verklagt. Der 
Leverkusener Multi, der Betrugsvorwürfe „entschieden“ zurück-
weist, sah sich mit immensen Nachforderungen konfrontiert und 
schickte ein Hilfe-Ersuchen nach Berlin. Fast 20 solcher Schrei-
ben von Unternehmen gingen bei Bundeswirtschaftsminister 
Peter Altmaier (CDU) ein. Und die Briefe zeigten Wirkung. Das 
Bundeswirtschaftsministerium fügte ins „Erneuerbare-Energien-
Gesetz“ von 2021 den  Paragrafen 104 ein, der BAYER & Co. die 
Möglichkeit einräumt, mit den Übertragungsnetzbetreibern einen 
Vergleich zu schließen. „Eine Milliarden-Amnestie für Konzerne“ 
nannte der Spiegel das.

Kein Unternehmensstrafrecht
„Wir wollen sicherstellen, dass Wirtschaftskriminalität wirksam 
verfolgt und angemessen geahndet wird. Deshalb regeln wir das 
Sanktionsrecht für Unternehmen neu“, heißt es im Koalitions-
vertrag von CDU, CSU und SPD. Sogar höhere Strafen für Mul-
tis planten die Parteien: „Die geltende Bußgeld-Obergrenze von 
bis zu zehn Millionen Euro ist für kleinere Unternehmen zu hoch 
und für große Konzerne zu niedrig.“ Und wirklich nahm auch al-
les seinen parlamentarischen Gang. Mitte 2019 veröffentlichte 
das Justizministerium erste Vorschläge und im Weiteren zwei 
Referent*innen-Entwürfe. Im Juni 2020 kam dann der Gesetzes-
entwurf der Bundesregierung – und dann nichts mehr. Der Lobby-
Druck von BAYER & Co. brachte die CDU zum Umfallen. Sie trug 
das Vorhaben nicht mehr mit, was Justizministerin Christine Lam-
brecht (SPD) erboste: „Das ist ein Bruch des Koalitionsvertrags, 
für den mir jedes Verständnis fehlt. Das zeigt, wie wenig die CDU 
aus Skandalen gelernt hat.“ So braucht der Leverkusener Multi 
auch künftig bei  Abrechnungsbetrügereien mit falschen Arznei-
Rechnungen (siehe RECHT & UNBILLIG), Preisabsprachen, unlau-
terer Werbung oder der Vermarktung gefährlicher Produkte die 
Macht des Gesetzes nicht allzu sehr zu fürchten.

Hickhack um Hartwig
BAYERs langjähriger Chef-Jurist Roland Hartwig sitzt heute für 
die AfD im Bundestag. Er gehört zu den vier stellvertretenden 
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Vorsitzenden der Fraktion und hat keine Berühungsängste mit 
extrem rechten Positionen. So hielt er im Juni 2019 eine Rede 
beim „Staatspolitischen Kongress“, einer Veranstaltung des von 
Götz Kubitscheck und Karlheiz Weißmann gegründeten braunen 
Thinktanks „Institut für Staatspolitik“. Ende 2020 musste Hartwig 
den Vorsitz der „Arbeitsgruppe VS“ abgeben, welche die Aufgabe 
hat, die Partei aus dem Visier des Verfassungsschutzes zu bug-
sieren. Der Bundesvorsitzende Jörg Meuthen veranlasste seine 
Ablösung, nachdem der EX-BAYER ihn für die Aussage kritisiert 
hatte, nicht alle AfDler*innen stünden auf dem Boden der Verfas-
sung. Auf Initiative Björn Höckes fasste der AfD-Bundesparteitag 
im Frühjahr 2021 allerdings den Beschluss, den Juristen wieder 
in Amt und Würden zu bringen. Der Bundesvorstand lehnte das 
– gegen die Stimmen von Alice Weidel, Tino Chrupalla, Stephan 
Brandner und Stephan Protschka – jedoch ab. 

DRUGS & PILLS

DUOGYNON-Studie erst 2022
Ein hormoneller Schwangerschaftstest der heute zu BAYER gehö-
renden Firma SCHERING hat ab den 1950er Jahren zu tausenden 
Totgeburten geführt. Darüber hinaus kamen durch das unter den 
Namen DUOGYNON und PRIMODOS vertriebene Medizin-Produkt 
bis zum Vermarktungsstopp Anfang der 1980er Jahre unzählige 
Kinder mit schweren Fehlbildungen zur Welt. Geschädigte oder 
deren Eltern fordern den Leverkusener Multi seit Jahren auf, die 
Verantwortung dafür zu übernehmen, bislang allerdings vergeb-
lich. „BAYER schließt DUOGYNON als Ursache für Missbildungen 
aus“, erklärte der Global Player auf der jüngsten Hauptversamm-
lung. Die Bundesregierungen jedweder Couleur sahen ebenfalls 
keinen Handlungsbedarf. In England hatten die Betroffenen mehr 
Erfolg. Die Politik gab einen Untersuchungsbericht in Auftrag, der 
den Behörden zahlreiche Versäumnisse im Umgang mit den Ri-
siken des Medizinprodukts bescheinigte, woraufhin sich der da-
malige Gesundheitsminister bei den Geschädigten entschuldigte. 
Auch die zuständigen Stellen in der Bundesrepublik versagten. So 
stand der damals im Bundesgesundheitamt zuständige Referats-
leiter Klaus-Wolf von Eickstedt früher selbst in Diensten SCHE-
RINGs und tat in alter Verbundenheit alles dafür, das Mittel auf 
dem Markt zu halten. Genau diese Machenschaften soll jetzt eine 
Untersuchung aufklären. Gesundheitsminister Jens Spahn kün-
digte eine solche bereits im September 2020 an. Geschehen ist 
bisher jedoch noch nichts. Darum hakten Bündnis 90/Die Grünen 
in einer Kleinen Anfrage nach. Zurzeit laufe die Auftragsvergabe, 
antwortete die Bundesregierung. Die Veröffentlichung der Arbeit 
kündigte sie für das Frühjahr 2022 an. Die Betroffenen bezog das 
Gesundheitsministerium bei der Konzeption des Studien-Designs 
jedoch nicht ein. Das stieß ebenso auf die Kritik der Initiative 
NETZWERK DUOGYNON wie die Wahl eines  geheimen Aus-
schreibungsverfahrens.

ASTEPRO ohne Rezept
Nach Meinung vieler Expert*innen müsste die Rezeptpflicht für 
viel mehr Medikamente gelten. Nicht wenige der Pharmazeuti-
ka, die frei in der Apotheke erhältlich sind, haben nämlich starke 

Nebenwirkungen und verlangen einen sorgsamen Umgang. Dazu 
zählen etwa das Schmerzpräparat ASPIRIN oder die Magen-
arzneien ANTRA und IBEROGAST aus dem Hause BAYER. Die 
Pharma-Multis versuchen hingegen mit allen Mitteln, den Men-
schen immer mehr ihrer Produkte auch ohne eine Verschreibung 
zugänglich zu machen, um den Absatz zu erhöhen. So setzte der 
Leverkusener Multi das Thema bereits einmal auf die Agenda sei-
ner regelmäßigen Lobby-Runden in Berlin, den „Politik-Lunches“. 
Mit einem natürlich eindeutigen Ergebnis: „Die Referenten spra-
chen sich dafür aus, dass die Rahmenbedingungen für einen OTC-
Switch (Wechsel von der Verschreibungspflicht zum rezeptfreien 
Arzneimittel) in Deutschland optimiert werden können.“ Auch in 
Australien ist da dem Unternehmen zufolge noch Luft nach oben, 
denn die Aufsichtsbehörden des Landes lehnten einen OTC-
Switch seines Potenzmittels LEVITRA ab. Aber dafür konnte der 
Konzern in den USA jüngst einen Erfolg verbuchen. Für sein Anti-
histaminikum ASTEPRO, ein Nasenspray für Allergiker*innen, ist 
künftig keine ärztliche Verordnung mehr nötig.

CIPROBAY schädigt Herzklappen
Antibiotika mit Wirkstoffen aus der Gruppe der Fluorchinolone 
wie BAYERs CIPROBAY können zahlreiche Gesundheitsschädigun-
gen auslösen (siehe auch SWB 3/18). Besonders häufig kommen 
Lädierungen von Muskeln und Sehnen vor. Darüber hinaus zählen 
Herzinfarkte, Unterzuckerungen, Hepatitis, Autoimmun-Krankhei-
ten, Leber- oder Nierenversagen und Erbgut-Schädigungen zu den 
Risiken und Nebenwirkungen. Aorten-Aneurysmen und -Dissekti-
onen – krankhafte Ausweitungen der Hauptschlagader verbunden 
mit der lebensbedrohlichen Gefahr eines Risses – traten eben-
falls bereits auf. Auch Störungen des Zentralen Nervensystems, 
die sich in Psychosen, Angst-Attacken, Verwirrtheitszuständen, 
Schlaflosigkeit oder anderen psychiatrischen Krankheitsbildern 
manifestieren, beobachten die Mediziner*innen schon. Und jetzt 
muss der Leverkusener Multi auf seinen Packungsbeilagen noch 
einen weiteren Warnhinweis ergänzen. Fluorchinolone können 
nämlich die Herzklappen angreifen.

Schlechte Zeiten für YASMIN & Co.
Von BAYERs Verhütungsmitteln mit dem Wirkstoff Drospirenon 
wie YAZ, YASMIN und YASMINELLE geht ein erhöhtes Embolie-
Risiko aus (siehe auch RECHT & UNBILLIG). Während es bei 
neun bis zwölf von 10.000 Frauen, welche diese Pharmazeutika 
oder andere der dritten oder vierten Generation gebrauchen, zu 
Blutgerinnseln kommt, ist das nur bei fünf bis sieben von 10.000 
derjenigen Frauen der Fall, die Pillen mit den älteren Wirkstoffen 
Levonorgestrel, Norethisteron oder Norgestimat nutzen. Glückli-
cherweise hat sich das in der Bundesrepublik inzwischen herum-
gesprochen. Der Versorgungsanteil der Drospirenon-Präparate 
sank von 2009 bis 2019 von 22 auf zwei Prozent. Auf den übrigen 
Märkten macht der Leverkusener Multi aber immer noch gute 
Geschäfte mit den Mitteln. Im Jahr 2020 betrug der weltweite 
Umsatz mit YAZ & Co. 670 Millionen Euro.

Mehr Glaukome durch Kontrazeptiva 
Durch die Einnahme von Verhütungsmitteln auf Hormon-Basis 
steigt die Gefahr, an Grünem Star zu erkranken. Forschende der 
„University of British Columbia“ machten bei Frauen, welche die-
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se Kontrazeptiva nutzten, ein mehr als doppelt so hohes Risiko 
aus, das Augenleiden zu bekommen, als bei solchen, die nicht zu 
YASMIN & Co. greifen.

Lieferengpässe bei BAYER-Arzneien
Der Pharma-Markt hat sich in den letzten Jahrzehnten stark 
verändert. BAYER und andere große Unternehmen setzen mehr 
und mehr auf neue, patent-geschützte Pillen, da diese besonders 
hohe Renditen versprechen. Bei ihrem nicht so viel Geld abwer-
fenden Alt-Sortiment rationalisieren die Konzerne hingegen nach 
Kräften. So beziehen sie Vor- und Zwischenprodukte zur Wirk-
stoff-Herstellung und manchmal auch die komplette Substanz 
zunehmend aus Schwellen- oder Entwicklungsländern wie Indien 
und China. Dort produzieren hunderte Firmen zu Schnäppchen-
Preisen für den Weltmarkt, was verheerende Folgen für Mensch, 
Tier und Umwelt hat. Damit nicht genug, konzentriert sich die 
Fabrikation auf immer weniger Anbieter. Und wenn da einmal 
Störungen im Betriebsablauf auftreten, leiden Patient*innen auf 
der ganzen Welt unter Lieferengpässen. Seit einiger Zeit passiert 
das immer häufiger. Im letzten Jahr konnten die Apotheken den 
Patient*innen 16,7 Millionen Packungen nicht aushändigen. Auch 
Präparate des Leverkusener Multis glänzen zunehmend durch 
Abwesenheit, 2021 waren es bisher ASPIRIN i. v. 500 mg, das 
Herzmittel NIMOTOP, der Gerinnungshemmer XARELTO und das 
umstrittene Verhütungsmittel YASMINELLE (siehe auch RECHT & 
UNBILLIG). Die Produktion des Mittels BAYOTENSIN zur Akutbe-
handlung eines hohen Blutdrucks stellte der Konzern ganz ein. Für 
die Spezial-Behältnisse, in die der Wirkstoff abgefüllt war, gab es 
dem Unternehmen zufolge nämlich keine Lieferanten mehr.  

Globale Pharma-Lieferketten
Die Lieferketten BAYERS im Pharma-Bereich erstrecken sich 
über den gesamten Globus. So bezieht der Leverkusener Mul-
ti Arznei-Grundstoffe aus Indien und China (s. o.). Dort locken 
nämlich Standort-Vorteile wie niedrige Herstellungskosten und 
laxe Umweltauflagen – mit den entsprechenden Risiken und Ne-
benwirkungen. Bei der BAYER-Hauptversammlung im April 2021 
erfragte die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN, welche 
Substanzen genau der Konzern aus diesen Ländern bezieht. An-
tibiotika und Vorstufen für Röntgen-Kontrastmittel, lautete die 
Antwort.

AGRO & CHEMIE

Glyphosat und kein Ende?
Im Jahr 2023 läuft in der Europäischen Union die Glyphosat-Ge-
nehmigung aus. BAYER und die anderen Hersteller haben jedoch 
einen Antrag auf eine Zulassungsverlängerung gestellt. Und im 
Juni 2021 keimte bei ihnen auch Hoffnung auf. Da gab nämlich die 
sogenannte Bewertungsgruppe für Glyphosat (AGG) ein positives 
Votum ab. Durch die Behandlung von Pflanzen mit Glyphosat sei 
kein „chronisches oder akutes Risiko“ für die Verbraucher*innen 
zu erwarten, hielt die AGG fest. Das Gremium, in dem sich Prüf-
behörden-Vertreter*innen aus Frankreich, Ungarn, den Nieder-
landen und Schweden zusammenfanden, kam zu dem Schluss, 
dass „Glyphosat die Zulassungskriterien für die menschliche 
Gesundheit erfüllt“. Dementsprechend hieß es dann in der Pres-
semitteilung der europäischen Lebensmittelbehörde EFSA: „Eine 
Einstufung für Keimzell-Mutagenität, Karzinogenität oder Repro-
duktionstoxizität war nicht gerechtfertigt. Der Vorschlag der vier 
Mitgliedstaaten beabsichtigt keine Änderung der bestehenden 
Einstufung.“ BAYER zeigte sich erfreut. Der Bericht bestätige 
„die Schlussfolgerungen führender Gesundheitsbehörden“, so 
der Konzern. Trotzdem stehen die Zukunftschancen für das Her-
bizid nicht eben gut. „Ich glaube nicht, dass es eine ernsthafte 
Chance für eine Verlängerung der Glyphosat-Lizenz gibt. Dafür ist 
die politische Stimmung gegen das Mittel zu aufgeheizt“, zitierte 
das Handelsblatt einen EU-Insider. Die COORDINATION GEGEN 
BAYER-GEFAHREN wird alles in ihren Kräften stehende tun, um 
es nicht zu einem Temperatur-Abfall kommen zu lassen.

Mehr Kindestode durch Glyphosat
In Brasilien erhöht sich durch Glyphosat-Rückstände im Wasser 
die Kindersterblichkeit. Das ergab die Studie „Down the River: 
Glyphosate Use in Agriculture and Birth Outcomes of surrounding 
Populations“ von Mateus Dias, Rudi Rocha und Rodrigo R. Soa-
res. Eine Steigerung um fünf Prozent durch das Mittel machten 
die drei aus, was ein Plus von 503 Sterbefällen pro Jahr ergibt. 
Auch die Zahl der Frühgeburten und der Babys mit einem nied-
rigen Geburtsgewicht steigt den Forscher*innen zufolge. Alan 
Tygel von der brasilianischen PERMANENTEN KAMPAGNE GE-
GEN AGROGIFTE UND FÜR DAS LEBEN forderte daraufhin einen 
sofortigen Vermarktungsstopp. Der BAYER-Konzern sah dafür kei-
nen Grund. Er nannte die wissenschaftliche Arbeit, die im Auftrag 
der „Latin American and the Caribbean Economic Association“ 
entstand, „unsolide und schlecht durchgeführt“ und betonte, der 
Sicherheit bei all seinen Produkten immer die höchste Priorität 
einzuräumen.

Glyphosat schädigt die Darmflora
Glyphosat hat das Potenzial, eine Schädigung der Darmflora, eine 
sogenannte Dysbiose, hervorzurufen. Das ergab eine Analyse 
von Studien, die Jacqueline A. Barnett und Deanna L. Gibson 
von der kanadischen „University of British Columbia“ vornah-
men. Sogar als Auslöser für Gesundheitsstörungen, die viele 
Mediziner*innen mit einer Zöliakie (Glutenunverträglichkeit) in 
Verbindung bringen, kommt das BAYER-Herbizid nach Ansicht der 
Wissenschaftlerinnen in Betracht. „Glyphosat kann eine Rolle bei 
vielen Krankheiten spielen, die mit der Dysbiose in Zusammen-
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hang stehen, darunter Zöliakie, entzündliche Darm-Erkrankungen 
und das Reizdarm-Syndrom“, so die Forscherinnen. Damit nicht 
genug, vermag das Pestizid durch seine Einwirkung auf das 
Darm-Mikrobiom Barnett und Gibson zufolge auch die psychische 
Gesundheit zu beeinträchtigen und beispielsweise Depressionen 
auszulösen.

Insektensterben durch Glyphosat
BAYERs Pestizid Glyphosat trägt zum Insektensterben bei. Einen 
neuen Beleg dafür liefert eine Studie, die Wissenschafter*innen 
der Mainzer Johannes-Gutenberg-Universität gemeinsam mit 
ihren Kolleg*innen vom „Max-Planck-Institut für chemische 
Ökologie“ und des japanischen „National Institute of Advanced 
Industrial Science and Technology“ durchführten. So greift das 
Herbizid ihren Angaben zufolge ein Bakterium an, das in enger 
Symbiose mit dem Getreideplatt-Käfer lebt und Schutzfunktionen 
erfüllt, ohne die das Insekt nicht existieren kann. Dabei halten 
die Forscher*innen ihren Befund auch übertragbar: „Da wir be-
obachten konnten, wie Glyphosat die symbiotische Gemeinschaft 
schädigt, fragten wir uns, ob Glyphosat auch für andere Insekten, 
die auf ihre mikrobiellen Partner angewiesen sind, eine Gefahr 
darstellt.“  

Glyphosat gegen Koka-Pflanzen
Der kolumbianische Präsident Iván Duque plant, die im Jahr 2015 
von seinem Amtsvorgänger Juan Manuel Santos gestoppten 
Flugzeug-Sprüheinsätze mit Glyphosat zur Zerstörung von Koka-
Pflanzen wieder anlaufen zu lassen (siehe auch SWB 3/21). Dabei 
fällt die Bilanz des Chemie-Krieges gegen die Droge verheerend 
aus, sowohl in gesellschaftlicher und sozialer als auch in gesund-
heitlicher und ökologischer Hinsicht. Entsprechend groß ist die 
Empörung im Land. Auch bei den aktuell stattfindenden Protes-
ten, die sich massiver Gewalt von Polizei und Militär ausgesetzt 
sehen, spielt das Thema eine Rolle. So beteiligten sich indigene 
Landwirt*innen an einem landesweiten Streik und forderten die 
Regierung auf, „das Versprühen von Glyphosat aus der Luft und 
die Gesundheitsreform zu stoppen und die aus dem Friedensab-
kommen von 2016 erwachsenen Verpflichtungen zu erfüllen“. Der 
Leverkusener Multi wollte sich der Financial Times gegenüber 
nicht zum neuen Glyphosat-Programm Kolumbiens äußern, da er 
nicht direkt in die Praxis involviert sei. Die COORDINATION GE-
GEN BAYER-GEFAHREN (CBG) forderte das Unternehmen dage-
gen unmissverständlich auf, das Pestizid für solche Einsätze nicht 
zur Verfügung zu stellen.

Dicamba: EPA übt Selbstkritik
Bei einer internen Revision stellte die US-amerikanische Um-
weltbehörde EPA schwere Mängel bei der Dicamba-Zulassung 
im Jahr 2018 fest. Donald Trump hatte der Behörde gleich zu 
Beginn seiner Amtszeit eine neue Führungsspitze verpasst, die 
sich offenbar massiv in den Prüfungsprozess einschaltete. „In un-
seren Interviews nannten die Wissenschaftler der Pestizid-Abtei-
lung Beispiele dafür, dass wissenschaftliche Analysen geändert 
wurden, um die politischen Entscheidungen leitender Beamter zu 
unterstützen“, heißt es in dem Bericht. So fehlten dann in den 
Abschluss-Dokumenten plötzlich Passagen über das Gefähr-
dungspotenzial von Dicamba. Auch erhielten die Expert*innen die 

Anweisung, sich bei der Sichtung der Unterlagen ausschließlich 
auf Daten der Hersteller zu stützen. „Die Wissenschaft selber 
können wir nicht ändern, aber unsere Politik basiert nicht im-
mer auf deren Ergebnissen“, zitiert der Report einen frustrierten 
EPA-Beschäftigten. Der niederschmetternde Befund veranlasste 
die Autor*innen der Untersuchung, eine Reihe von Reformen zur 
Wahrung der Unabhängigkeit der Einrichtung anzumahnen.

Aus deutschen Landen
Der BAYER-Konzern vertreibt in den Ländern des Globalen Sü-
dens zahlreiche Pestizide, die in der Europäischen Union wegen 
ihrer Gefährlichkeit keine Zulassung (mehr) haben. Einige dieser 
Ackergifte stellt er sogar in Deutschland her und exportiert sie 
dann. So produziert der Global Player in Dormagen den Wirkstoff 
Probineb und in Frankfurt Indaziflam sowie Ethoxysulfuron.

GENE & KLONE

Schlappe für CUREVAC
Der Corona-Impfstoff von BAYERs Kooperationspartner CUREVAC 
hat bei den klinischen Tests ein enttäuschendes Endergebnis 
erzielt. Das Gentech-Mittel kam nur auf eine Wirksamkeit von 
48 Prozent gegen SARS-CoV-2. Expert*innen führen das auf 
die im Vergleich zu anderen Präparaten niedrige Dosierung der 
Wirksubstanz zurück. Die Forscher*innen hatten bewusst keine 
höhere gewählt, um das Vakzin nicht so stark wie etwa dasjeni-
ge von BIONTECH herunterkühlen zu müssen. Der Leverkusener 
Multi arbeitete seit Anfang Januar 2021 mit CUREVAC zusam-
men. Er erklärte damals, „sein Fachwissen und seine etablierte 
Infrastruktur“ einbringen zu wollen, um der Firma bei der Durch-
führung der Klinischen Studien, dem Zulassungsprozedere, der 
späteren Überwachung der Sicherheit des Vakzins sowie bei der 
Organisation der Lieferkette für die benötigten Zusatzstoffe zur 
Seite zu stehen. Rund einen Monat später erweiterten die beiden 
Firmen ihre Verbindung noch einmal. Sie erstreckt sich nun auch 
auf den Produktionsprozess; BAYER baut dafür zurzeit in Wupper-
tal Kapazitäten auf. Nun steht allerdings in den Sternen, ob diese 
überhaupt einmal zum Einsatz kommen werden.

Warnung vor EYLEA
Das BAYER-Präparat EYLEA zur Therapie der feuchten Makula-
Degeneration – einer Augenerkrankung, die zu Blindheit führen 
kann – ist nicht ohne. In einer Fertigspritze verabreicht, erhöht 
das Gentech-Mittel das Risiko eines Anstiegs des Augeninnen-
drucks. Die Aufsichtsbehörden haben den Leverkusener Multi 
deshalb angewiesen, vor dieser Nebenwirkung zu warnen und 
den Ärzt*innen einen sogenannten „Rote-Hand-Brief“ zuzustel-
len.

Viel Geld für METAGENOMI
Die Gen-Scheren, die bei der Gentechnik 2.0 zum Einsatz kom-
men, schnippeln längst nicht so präzise, wie ihre Erfinder*innen 
behaupten. Allzu oft kommt es zu so genannten Off-Target-Effek-
ten, also zu Veränderungen der DNA an Stellen, die gar nicht im 
Visier der Forscher*innen standen. Dem abzuhelfen, hat sich das 
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Start-Up METAGENOMI verschrieben. Es will zielgerichtetere 
Methoden des Genome Editing auf Basis der CRISPR-Cas-Technik 
entwickeln und konnte dafür viele Unterstützer gewinnen. BAY-
ER, der Humboldt Fund, HOF CAPITAL und andere Investoren 
stellten METAGENOMI rund 65 Millionen Dollar zur Verfügung.

Neues Gensoja für Brasil ien
Der BAYER-Konzern bringt in Brasilien ein neues Gensoja auf den 
Markt. Das Erbgut der Pflanze der Produktlinie ROUNDUP READY 
2 XTEND ist so manipuliert, dass das Gewächs sowohl Duschen 
mit Glyphosat als auch solche mit Dicamba übersteht, wenn 
diese Herbizide auf den Feldern gegen Wildwuchs zum Einsatz 
kommen. Und gegen Raupen hat der Konzern die Ackerfrüchte 
ebenfalls gentechnisch gewappnet.

SMARTSTAX-Start mit Gentech 2.0
Der BAYER-Konzern setzt massiv auf die Gentechnik 2.0. Rund 
100 Patent-Anträge hat er in diesem Bereich schon beim Eu-
ropäischen Patentamt eingereicht und bis jetzt sieben positive 
Bescheide erhalten. 2022 startet der Leverkusener Multi in den 
USA nun mit der Vermarktung der ersten Pflanze, in der eines 
der neuen Verfahren zur Anwendung kommt. Der Mais der 
SMARTSTAX-PRO-Produktreihe wartet nämlich nicht nur mit 
den üblichen Resistenzen gegen die Herbizide Glyphosat und 
Glufosinat auf, sondern auch mit der RNAi-Technologie. Mit Hilfe 
dieser sogenannten Ribonukleinsäure-Interferenz blockiert das 
Gewächs ein Gen im Erbgut des Maiswurzelbohrers und schützt 
sich so vor dem Schadinsekt. Ohne Nebenwirkungen geht das al-
lerdings nicht ab: Die Ribonukleinsäure kann mit der Darmflora 
von Mensch und Tier interagieren, in den Blutkreislauf gelangen 
und sogar in die Steuerung von Genen eingreifen. Aber BAYER 
ficht das an. „Uns liegen keine verlässlichen wissenschaftlichen 
Nachweise dafür vor, dass die sachgerechte Anwendung von 
Produkten mit einer Wirkungsweise auf RNAi-Basis zu negativen 
Effekten führt“, erklärte Agrar-Vorstand Liam Condon auf der letz-
ten Hauptversammlung.

EU-Parlament gegen Import-Zulassungen
Im März 2021 sprach sich das Europäische Parlament gegen 
Import-Zulassungen für zwei Gen-Pflanzen von BAYER und SYN-
GENTA aus. Bei der Baumwolle des Leverkusener Multi aus der 
Produktreihe GHB 614 x T 304-40 x GHB 119 füllte die Mängel-
Liste fünf Seiten. Unter anderem machten die Politiker*innen 
Fehler bei der Gefahren-Analyse der Laborfrucht aus, die zur 
Insekten-Abwehr mit gleich zwei Sorten des Bacillus thurin-
giensis (Bt) bestückt und zudem gegen die beiden Herbizide 
Glufosinat und Glyphosat resistent ist. So ignorierte die „Euro-
päische Lebensmittelbehörde“ (EFSA) bei ihren Risiko-Prüfungen 
den Abgeordneten zufolge die Tatsache, dass die Bt-Proteine in 
der Baumwolle eine viel stärkere Giftigkeit entfalten als in der 
freien Wildbahn. Sie interagieren nämlich mit den Enzymen der 
Gewächse. Trotzdem untersuchte die EFSA nur der Bacillus sel-
ber. Die Initiative TESTBIOTEST begrüßte die Entscheidung der 
EU-Parlamentarier*innen: „Damit wächst der Druck auf die EU-
Kommission, wesentlich kritischer mit den Prüfberichten der 
EFSA umzugehen.“  

Der Gentech-Schmetterling
In Brasilien startet ein Freiluft-Versuch mit gentechnisch verän-
derten Eulenfaltern. Da sich Raupen dieser Schmetterlingsart 
zum Verdruss von BAYER & Co. an Mais schadlos halten, haben 
Forscher*innen der Firma OXITEC in das Erbgut des Spodoptera 
frugiperda eingegriffen. Um die Bestände der Spezies zu dezi-
mieren, ist es nun so verändert, dass die weiblichen Nachkom-
men das Larvenstadium nicht überstehen. Der BAYER-Konzern 
unterstützt das Projekt finanziell, denn sein Gentech-Mais kann 
sich dieses Wurms nicht mehr erwehren, weil „einige der wirk-
sameren Kontroll-Strategien resistenz-anfällig geworden sind“. 
Konkret versagt das in den Pflanzen eigentlich für die Schadin-
sekten-Abwehr zuständige Bt-Toxin zunehmend seinen Dienst. 
Die Risiken, die mit der Freisetzung der Labor-Schmetterlinge 
einhergehen, ignoriert der Global Player geflissentlich. Ihm geht 
es einzig und allein darum, die Profite im Geschäft mit seinen 
Gen-Pflanzen zu sichern.

WASSER,  BODEN & LUFT

Neues Klimaschutz-Gesetz
Im März 2021 hat das Bundesverfassungsgericht einer Verfas-
sungsbeschwerde gegen das Klimaschutz-Gesetz stattgege-
ben. Die Karlsruher Richter*innen teilten den Standpunkt der 
Beschwerdeführer*innen, wonach dieses Paragrafen-Werk die 
grundgesetzlich verbrieften Freiheitsrechte künftiger Generatio-
nen ungebührlich einschränke, weil die Bundesregierung diesen 
die Hauptlast bei der Kohlendioxid-Einsparung aufbürde. „So sind 
die notwendigen Freiheitsbeschränkungen der Zukunft bereits in 
den Großzügigkeiten des gegenwärtigen Klimaschutz-Rechts an-
gelegt“, heißt es in der Begründung des Urteils. Darum musste 
die Große Koalition nachbessern und die Klimaziele verschärfen. 
Jetzt legte sie sich auf eine CO2-Reduktion von 65 statt wie bisher 
55 Prozent bis 2030 fest, ausgehend vom Basis-Jahr 1990. Dem-
entsprechend senkten CDU und SPD die zulässigen Jahres-Emis-
sionsmengen für Gebäude-Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft, 
Energie-Branche und Industrie ab. Für BAYER & Co. reduzierten 
sich die Grenzen des Erlaubten gegenüber dem Klimaschutz-Ge-
setz von 2019 um 22 Millionen Tonnen. 2022 dürfen sie noch 177 
Millionen Tonnen ausstoßen und dann sukzessive immer weniger 
bis 118 Millionen im Jahr 2030. Die im Vergleich zu den anderen 
Bereichen strengeren Vorgaben für Industrie und Energie hatten 
Gründe. „Dies folgt einerseits dem ökonomischen Gedanken, dort 
zu mindern, wo die Vermeidungskosten am geringsten sind, ande-
rerseits sind Industrie- und Energie-Sektor weiterhin die Sektoren 
mit den höchsten Emissionen“, heißt es im Gesetz. Der „Verband 
der Chemischen Industrie“ (VCI) kritisiert das Paragrafen-Werk. 
Er vermisste unter anderem Subventionsregelungen, „um Wett-
bewerbsnachteile auszugleichen“ und politische Weichenstel-
lungen für „günstigen Strom“.

Grüne wollen Kampfstoff-Bergung
1,6 Millionen Tonnen Munition, Minen und chemische Kampf-
stoffe aus zwei Weltkriegen lagern in den Gewässern von Nord- 
und Ostsee, darunter auch die einst von BAYER entwickelten 
Substanzen Lost, Tabun und Sarin. Da die Metall-Umhüllung der 
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Chemie-Waffen mittlerweile durchrostet, treten die Gifte aus. 
Als besonders gefährlich betrachtet das Umweltbundesamt da-
bei neben bestimmten Arsen-Verbindungen Zäh-Lost, eine Mixtur 
aus Schwefel-Lost und Verdickungsmitteln. Während sich andere 
Kampfstoffe im Wasser allmählich zersetzen, behält diese Che-
mikalie nämlich eine feste Konsistenz und verliert kaum etwas 
von seiner Wirksamkeit. „Die meisten der bisher bekannten 
Unfälle mit Kampfstoffen wurden durch Zäh-Lost rund um das 
Versenkungsgebiet östlich der dänischen Ostsee-Insel Bornholm 
verursacht, wobei Klumpen von Zäh-Lost in Fischernetze gerie-
ten“, konstatiert die Behörde. Die FDP und Bündnis 90/Die Grü-
nen haben die Bundesregierung jetzt aufgefordert, endlich etwas 
gegen die tickenden Zeitbomben in den Meeren zu unternehmen 
die schon viele Todesopfer gefordert haben. „Munitionsaltlasten 
in den Meeren bergen und umweltverträglich vernichten“, ist ihr 
gemeinsamer Antrag überschrieben, mit dem sich der Bundestag 
Mitte April 2021 befasste. Die COORDINATION GEGEN BAYER-
GEFAHREN (CBG) begrüßte diesen Vorstoß, trat aber dafür ein, 
das Verursacher-Prinzip greifen zu lassen und die damaligen Her-
steller der Kriegswerkzeuge wie etwa BAYER an der Finanzierung 
des Unterfangens zu beteiligen. „Die Räumungsarbeiten sind laut 
FDP und Grünen mit immensen Kosten verbunden. Darum ist es 
nur recht und billig, BAYER als Pionier auf dem Gebiet der chemi-
schen Kampfstoffe mit zur Kasse zu bitten“, hieß es in der Pres-
seerklärung der CBG.

Glyphosat gefährdet Grundwasser
Bis zu 50 Prozent des ausgebrachten Glyphosats kann ins Grund-
wasser gelangen. Das stellte ein Forscher*innen-Team um 
Andreas Hartmann von der Universität Freiburg und Thorsten 
Wagener von der Universität Potsdam fest. Bisher ging die Wis-
senschaft davon aus, dass 99 Prozent des Pestizides im Boden 
versickert. Wie Hartmann und Wagener aber in einem Aufsatz, 
den die Zeitschrift Proceedings veröffentlichte, darlegen, leiten 
Risse und Hohlräume in der Erde große Mengen des Mittels bis 
ins Grundwasser weiter. 

Wasser-Strategie ohne Plan
Der Klimawandel macht Wasser zu einer immer kostbareren 
Ressource. Das hat auch die Politik erkannt. Im Juni 2021 stellte 
Bundesumweltministerin Svenja Schulze den Entwurf zu einer 
nationalen Wasser-Strategie vor, um das Lebenselixier besser zu 
schützen. BAYER & Co. als die größten Wasserverbraucher und 
Wasserverschmutzer nahm das 76-seitige Papier dabei allerdings 
nicht in den Blick. Es führte keinerlei konkrete Vorhaben auf, um 
das gefährdete Gut vor dem Zugriff  der Profit-Interessen zu be-
wahren, obwohl allein der Leverkusener Multi im Geschäftsjahr 
2020 auf einen Wassereinsatz von 57 Millionen Kubikmetern 
kam. Die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) kri-
tisierte das scharf. „Zunehmende Trockenheitsperioden, eine 
schwindende Grundwasser-Neubildungsrate, der immense Durst 
der Konzerne und eine wachsende Schadstoff-Belastung der 
Gewässer verlangen ein sofortiges gesetzgeberisches Handeln. 
Dazu kann oder will sich die Umweltministerin aber offensicht-
lich nicht entschließen. So bleibt es bei bloßer Symbol-Politik“, 
hieß es in ihrer Presseerklärung.

BAYERs großer Durst
Der BAYER-Konzern hat einen enormen Wasser-Durst (s. o.) Bei 
der jüngsten Hauptversammlung erfragte die COORDINATION 
GEGEN BAYER-GEFAHREN, wie viel Kubikmeter der kostbaren 
Ressource die Standorte in Nordrhein-Westfalen verbrauchen. 
Auf insgesamt 4,4 Millionen Kubikmeter kommen die Nieder-
lassungen in Leverkusen, Wuppertal, Bergkamen und Monheim, 
bekam die Coordination zur Antwort.

ÖKONOMIE & PROFIT

Rating-Agentur stuft BAYER herab
Ende Mai 2021 ließ BAYER die Vergleichsverhandlungen mit den 
Anwält*innen der Glyphosat-Geschädigten platzen und legte 
stattdessen einen eigenen Plan zur Beilegung der Rechtsstrei-
tigkeiten vor (siehe RECHT & UNBILLIG). Unmittelbar danach 
stufte die Rating-Agentur MOODY’S INVESTORS SERVICE die 
Kreditwürdigkeit des Konzerns von Baa1 auf Baa2 herab. „[D]
ie anhaltende Unsicherheit in Bezug auf die abschließende Bei-
legung von Rechtsfällen gegen BAYER im Zusammenhang mit 
Glyphosat“, führte sie als einen der Gründe für die Entscheidung 
an. Auch die hohen Kosten für den Rechtskomplex „Glyphosat“ 
stellte die Agentur in Rechnung. Zudem zeigte sie sich von den 
„mittelfristigen Finanzzielen“ des Leverkusener Multis ent-
täuscht und bewertete die Profit-Aussichten im Agrar-Geschäft 
wegen des verstärkten Wettbewerbs negativ. Trotz des Verkaufs 
von Unternehmensteilen, eines kostensparenden Arbeitsplatz-
Vernichtungsprogramms und steigenden Renditen im Bereich 
„Consumer Health“ kam MOODY’S bei der „Betriebsprüfung“ 
letztlich „zu Finanzkennzahlen, die nur mit einem Baa2 bewertet 
werden können“.

Hohe Abschreibungen
In die BAYER-Bilanz fließt auch der Wert der Zukäufe ein. Dieser 
sogenannte Goodwill macht beim Leverkusener Multi 118 Prozent 
des Eigenkapitals aus. Für MONSANTO hatte er den Goodwill al-
lerdings viel zu hoch angesetzt. Die immensen Schadensersatz-
Ansprüche in Sachen „Glyphosat“ und schlechte Geschäfte im 
Agro-Bereich erforderten eine massive Korrektur: 9,3 Milliarden 
Euro musste der Global Player abschreiben.

RECHT & UNBILLIG

Immer mehr Dicamba-Klagen
Neben Glyphosat entwickelt sich für den BAYER-Konzern auch 
das Herbizid Dicamba, das er hauptsächlich in Kombination mit 
gentechnisch gegen die Substanz immunisierten Gewächsen an-
bietet, zu einem Sorgenkind. Der Wind treibt das vom Leverkuse-
ner Multi z. B. unter dem Namen XTENDIMAX vertriebene Mittel 
nämlich zu Ackerfrüchten hin, die dem Stoff nichts entgegenzu-
setzen haben und deshalb eingehen. 57 Wein-Anbauer*innen und 
vier Weiterverarbeiter*innen machen wegen dieser Abdrift auf 
einer Fläche von 1.200 Hektar Schädigungen an Weinreben gel-
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tend und fordern eine Kompensation in Höhe von 114 Millionen 
Dollar plus 228 Millionen Dollar Strafe. Zudem zog ein Imker vor 
Gericht, weil die chemische Keule seine Bienenvölker dezimierte 
und der Pflanzen-Kahlschlag den Tieren Pollen und Nektar nahm, 
sodass die Honig-Produktion einbrach. Zwei weitere Prozesse in 
Sachen „Dicamba“ laufen bereits seit Längerem. Darüber hinaus 
schloss der Global Player im Juni 2020 mit rund 170 Kläger*innen 
einen Vergleich, der ihn zu einer Zahlung von 400 Millionen Dollar 
verpflichtete. Trotzdem lässt das Unternehmen auf das Ackergift 
nichts kommen. „BAYER ist von der Sicherheit und dem Nutzen 
des Herbizids XTENDIMAX überzeugt. Wir werden diese Techno-
logie auch weiterhin verteidigen“, ließ der Gen-Gigant verlauten.

Klage gegen Phosphorit-Abbau
„Von der Wiege bis zur Bahre ist Glyphosat ein hochproblemati-
scher Stoff“, sagt die Umwelt-Aktivistin Hannah Connor von der 
US-amerikanischen Organisation CENTER FOR BIOLOGICAL DI-
VERSITY. Und tatsächlich sorgt das Herbizid sogar schon vor sei-
ner eigentlichen Geburt für so einige Verwerfungen. Der Abbau 
des Sediment-Gesteins Phosphorit, das BAYER zur Herstellung 
des Glyphosat-Vorprodukts Phosphor benötigt, belastet Mensch, 
Tier und Umwelt nämlich massiv. So gelangen etwa Schwerme-
talle und radioaktive Stoffe wie Uran, Radom, Radium und Se-
len in die Umwelt. Darum fechten mehrere US-amerikanische 
Umweltverbände die Genehmigung zum Abbau des Phosphorits 
ein, die BAYERs Minen-Gesellschaft P4 PRODUCTIONS im Jahr 
2019 erhielt. Das CENTER FOR BIOLOGICAL DIVERSITY, das WES-
TERN WATERSHEDS PROJECT und die WILDEARTH GUARDIANS 
werfen dem „Bureau of Land Management“ vor, bei der Prüfung 
des Antrages Umweltrichtlinien missachtet zu haben, und reich-
ten Klage ein. Besonders das Selen stellt den Organisationen 
zufolge eine Bedrohung dar. „Zwischen 1996 und 2012 starben 
in der Nähe der Phosphorit-Minen im Südosten von Idaho über 
600 Stück Vieh an Selen-Vergiftung“, hält die Klageschrift fest. 
Die Gewässer verseucht das Halbmetall ebenfalls. „Die Selen-
Konzentration im Blackfoot-Fluss entspricht schon jetzt nicht 
mehr den Wasserqualitätsstandards von Idaho. Mehr Selen in 
fragilen Ökosystemen ist das Letzte, was die Region braucht“, 
so Chris Krupp von den WILDEARTH GUARDIANS. Erst Anfang 
März 2021 musste der Leverkusener Multi für Schäden, welche 
die Phosphorit-Förderung während der 1950er und 1960er Jahre 
in der inzwischen stillgelegten Ballard-Mine verursachte, eine 
hohe Summe zahlen (siehe Ticker 2/21). Der Prozess, den die US-
amerikanische Umweltbehörde EPA, der Bundesstaat Idaho und 
eine Gruppe von Indigenen angestrengt hatten, endete mit einem 
Vergleich, der den Konzern fast 2,5 Millionen Dollar kostete. Ähn-
liche Verfahren gegen P4 PRODUCTIONS gab es in den Jahren 
2011 und 2015.

Bienengift-Bann bleibt
Im Jahr 1999 begann die COORDINATION GEGEN BAYER-GE-
FAHREN (CBG) ihre Kampagne gegen BAYERs bienengefährliche 
Pestizide. Es sollte jedoch noch fast 20 Jahre dauern, bis sich der 
Erfolg einstellte: Im April 2018 verbot die Europäische Union die 
Wirkstoffe von BAYERs GAUCHO und PONCHO (heute BASF) so-
wie die SYNGENTA-Substanz Thiamethoxam. Aber die Konzerne 
gaben sich nicht geschlagen. Vor dem Europäischen Gerichtshof 

(EuGh) war nämlich noch die Klage von BAYER und SYNGENTA 
gegen das im Jahr 2013 von Brüssel erlassene vorläufige Verbot 
anhängig. 2018 verloren die Unternehmen in erster Instanz, und 
Anfang Mai 2021 scheiterte auch das Berufungsverfahren. Ent-
sprechend zerknirscht reagierte der Leverkusener Multi: „BAYER 
ist enttäuscht darüber, dass die wesentlichen Aspekte dieses Fal-
les vom Gericht nicht anerkannt wurden.“ Allerdings dürfen die 
Mittel in einigen Teilen der EU per Notfall-Zulassungen weiter ihr 
Unwesen treiben (s. u.) – und im Rest der Welt sowieso.

Klage wg. Vogelschwund
Der französische Vogelschutzbund „Ligue de protection des oise-
aux“ LPO) hat BAYER und NUFARM verklagt. Der Verband macht 
den von beiden Unternehmen verkauften Pestizid-Wirkstoff Imi-
dacloprid aus der Gruppe der Neonicotinoide für den Rückgang 
der Vogel-Populationen verantwortlich und verlangt Reparati-
onszahlungen. Zudem fordert die LPO das Gericht auf, ein Total-
Verbot der Agro-Chemikalie zu verhängen und damit die Aus-
nahmeregelungen des „loi du décembre 2020“ aufzuheben. „Die 
Neonicotinoide stehen für ein industriell geprägtes Agrarmodell, 
das unsere Landwirte in eine wirtschaftliche Sackgasse führt und 
die Vögel auf dem Land hat verschwinden lassen (...) Die Verant-
wortlichen für diese Katastrophe müssen zur Rechenschaft ge-
zogen werden“, erklärte LPO-Präsident Allain Bougrain Dubourg.

Mexiko: Glyphosat-Bann bleibt
Im Jahr 2020 hatte die mexikanische Regierung Glyphosat ver-
boten. Der BAYER-Konzern ging gegen die Entscheidung ge-
richtlich vor, konnte sich jedoch nicht durchsetzen. Auch eine 
Klage des „National Farm Councils“, einer Vereinigung von 
Großagrarier*innen, scheiterte. 

Kein Glyphosat-Vergleich
Ende Mai 2021 ließ BAYER die Vergleichsverhandlungen mit den 
Anwält*innen der Glyphosat-Geschädigten platzen (siehe auch 
SWB 3/21). Der Konzern sah keine Chance mehr, den richterlichen 
Segen für sein Ansinnen zu bekommen, das Herbizid unbegrenzt 
weiter zu vermarkten, aber für weitere Gesundheitsschäden nur 
noch begrenzt zu haften. Stattdessen präsentierte der Leverkuse-
ner Multi einen eigenen 5-Punkte-Plan zur Beilegung der Rechts-
streitigkeiten. Dieser sieht vor, auf den Packungen des Pestizids 
statt eines Warn-Labels einen Hinweis auf wissenschaftliche 
Studien zu Glyphosat anzubringen. Überdies erwägt der Agro-
Riese, das Mittel nicht mehr auf dem Privatkund*innen-Markt an-
zubieten, da aus diesem Kreis über 90 Prozent der Kläger*innen 
stammten. Zum Umgang mit künftigen Schadensersatz-Ansprü-
chen enthält der Plan nichts Konkretes. „Das Unternehmen wird 
andere Lösungen für potenzielle künftige Klagen zu ROUND UP 
prüfen“, heißt es lediglich.

Niederlage im Fall „Hardeman“
Der Leverkusener Multi hat bisher in allen drei großen Glyphosat-
Prozessen Niederlagen erlitten. Den ersten, den Dewayne John-
son gegen die jetzige BAYER-Tochter MONSANTO angestrengt 
hatte, musste das Unternehmen sogar schon endgültig verloren 
geben. Und im Fall „Hardeman“ unterlag der Agro-Riese Mitte 
Mai 2021 in zweiter Instanz. Dabei hatte sich der Global Player 
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gerade hier Chancen ausgerechnet, denn er konnte die US-ame-
rikanische Umweltbehörde EPA als Entlastungszeugen aufbieten. 
Gemeinsam mit dem Justizministerium nutzte die Einrichtung das 
in den USA bestehende „Amicus Curiae“-Recht, das es Unbetei-
ligten gestattet, Stellungnahmen zu laufenden Rechtsstreitigkei-
ten abzugeben und plädierte auf Freispruch. „Der Kläger ist im 
Unrecht“, hieß es in dem „Brief of the United States as Amicus 
Curiae in Support of MONSANTO“, was das Wall Street Journal 
damals so kommentierte: „Die Trump-Administration stützt BAY-
ER in Herbizid-Verfahren.“

FRAG DEN STAAT vs. BfR
Anfang 2019 hatte das „Bundesinstitut für Risiko-Bewertung“ 
(BfR) die Initiative „FRAG DEN STAAT“ verklagt (Ticker 3/19). 
Die Behörde warf der Organisation vor, mit der Veröffentlichung 
eines BfR-Gutachtens zu Glyphosat, das diese unter Berufung 
auf das Informationsfreiheitsgesetz angefordert und auf ihrer 
Website veröffentlicht hatte, gegen das Urheberrecht verstoßen 
zu haben. Das 6-seitige Dokument spielt eine Schlüsselrolle im 
wissenschaftlichen Streit um das Pestizid. Im Jahr 2015 bewer-
tete die „Internationale Agentur für Krebsforschung“ (IARC) der 
Weltgesundheitsorganisation das Breitband-Herbizid als „wahr-
scheinlich krebserregend“ und setzte sich damit von dem Glypho-
sat-Prüfbericht des „Bundesinstituts für Risiko-Bewertung“ ab. 
Die Politik sah Klärungsbedarf und erbat vom BfR eine Stellung-
nahme. Daraufhin erstellte die Behörde eine ergänzende Exper-
tise. Die Kurzfassung dieses „Addendum I“ ging dann als Hand-
reichung an das Bundeslandwirtschaftsministerium und enthält 
offenbar so brisantes Material, dass das „Bundesinstitut für 
Risiko-Bewertung“ dieses lieber unter Verschluss halten möchte. 
Aber das gestaltet sich schwierig. Nach Ansicht des Landgerichts 
Köln kann das Dokument keine Schutzrechte mehr beanspruchen. 
FRAG DEN STAAT hatte nämlich einfach an Unterstützer*innen 
appelliert, ebenfalls Anträge zur Einsicht in das Schriftstück nach 
dem Informationsfreiheitsgesetz zu stellen. Das geschah 45.000 
Mal, auch die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN be-
teiligte sich damals. Und damit war das Gutachten dann in der 
Welt. Darüber hinaus deckt die im Urheberrechtsgesetz garan-
tierte Zitat- und Berichterstattungsfreiheit das Vorgehen der 
Aktivist*innen, befanden die Richter*innen im November 2020. 
Das BfR ging gegen die Entscheidung vor, verlor im Mai 2021 
jedoch auch in zweiter Instanz.

Pestizid-Kritikerin verurteilt
Im Herbst 2020 hatte die französische Initiative ALERTE AU 
TOXIQUES ein Dossier über Pestizid-Rückstände in französi-
schen Weinen aus der Region um Bordeaux veröffentlicht. Der 
Befund war alarmierend: In allen der 20 untersuchten Fabrika-
te fanden sich Ackergift-Spuren. In manchen Flaschen stießen 
die Wissenschaftler*innen auf bis zu 15 unterschiedliche Wirk-
stoffe. Sogar das EU-weit verbotene Iprodion – enthalten unter 
anderem in BAYERs ROVRAL und CHIPCO GREEN – wiesen die 
Forscher*innen nach. Der Branchenverband CIVB sah seine Um-
sätze in Gefahr. Deshalb verpflichtete er einen Anwalt, der schon 
in Diensten von MONSANTO gestanden hatte, und ging gericht-
lich gegen die Alerte-Gründerin Valérie Murat vor. In erster Instanz 
verurteilte das Gericht die Pestizid-Kritikerin zu einer Strafzahlung 

in Höhe von 125.000 Euro. Murat will den Richter*innen-Spruch 
jedoch anfechten. Zahlreiche Gruppen stärkten ihr bei dem Pro-
zess mit einer Solidaritätserklärung den Rücken, darunter auch 
die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG).

In Sachen „Agent Orange“
Das im Vietnam-Krieg von den USA als Entlaubungsmittel einge-
setzte Agent Orange hat unermessliches Leid über das Land ge-
bracht. Dennoch hat bisher noch noch kein Vietnamese und keine 
Vietnamesin eine Entschädigung erhalten. Das will die in Viet-
nam geborene und seit Langem in Frankreich lebende Tran To Nga 
ändern. Sie berief sich auf ein Gesetz in ihrer Wahlheimat, das 
die rechtliche Verfolgung von Kriegsverbrechen gestattet, auch 
wenn diese außerhalb der Grenzen des Staates geschahen, und 
verklagte die jetzige BAYER-Tochter MONSANTO sowie dreizehn 
weitere Unternehmen. „Ich kämpfe nicht für mich selbst, sondern 
für meine Kinder und die Millionen von Opfern“, sagt die 79-Jäh-
rige. Die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) und 
zahlreiche andere Organisationen unterstützen sie dabei. BAYER 
hingegen erklärt die Schadensersatz-Ansprüche für unbegründet. 
Der Konzern behauptet, MONSANTO hätte lediglich als Erfül-
lungsgehilfe der US-Army agiert, obwohl das Unternehmen mit 
dem Pentagon bereits seit 1950 in einem regen Austausch über 
die Kriegverwendungsfähigkeit der „Agent Orange“-Chemikalie 
2,4,5-T stand. BAYER-Anwalt Jean-Daniel Bretzner zog schon die 
Zuständigkeit des Gerichts in Zweifel. Er bestritt ihm das Recht, 
über die Verteidigungspolitik eines souveränen ausländischen 
Staates in Kriegszeiten zu richten. Die Richter*innen folgten den 
Argumentationen von Bretzner & Co. Sie befanden, dass die Fir-
men „auf Anweisung und im Namen des amerikanischen Staa-
tes“ gehandelt hätten und sprachen die Unternehmen frei. Tran 
To Nga akzeptiert dieses Votum jedoch nicht und kündigte an, in 
Berufung zu gehen.

YASMINELLE-Klage abgewiesen
Ende Juni 2021 hat das Oberlandesgericht Karlsruhe die Klage 
der Arznei-Geschädigten Felicitas Rohrer gegen den BAYER-Kon-
zern abgewiesen. Die 37 Jahre alte Frau forderte 200.000 Euro 
von dem Unternehmen, weil sie nach der Einnahme des Verhü-
tungsmittels YASMINELLE eine beidseitige Lungen-Embolie mit 
akutem Atem- und Herzstillstand erlitten hatte. Diese „Neben-
wirkung“ des Medikaments ist seit Langem bekannt. Zudem 
reicht dem Arzneimittelgesetz eine bloße Kausalitätsvermutung, 
um Schadensersatzansprüche geltend machen zu können. Einen 
exakten wissenschaftlichen Nachweis über eine Kausalbezie-
hung zwischen einer Arzneimittel-Einnahme und dem Auftreten 
von Nebenwirkungen zu erbringen, erweist sich nämlich allzu oft 
als eine unlösbare Aufgabe. Trotz alledem sprach die Richterin 
den Leverkusener Multi frei. Dessen Anwält*innen war es näm-
lich gelungen, die Juristin zu überzeugen, dass auch eine lange 
Flugreise Rohrers den Venenverschluss ausgelöst haben könnte. 
Die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) kritisierte 
die Entscheidung scharf. „Das ist ein Skandal-Urteil. In den USA 
haben bisher schon 12.000 Leidensgenossinnen von Felicitas 
Rohrer Recht bekommen und insgesamt zwei Milliarden Dollar 
Schmerzensgeld von BAYER erhalten. Hierzulande aber kuscht 
die Justiz vor der Macht der Konzerne“, hieß es in ihrer Presseer-
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klärung. Ähnlich reagierte die Klägerin. „Ich bin sehr enttäuscht 
über dieses Urteil und hätte es so nicht erwartet. Wir werden 
es nun genau prüfen und schauen, welche weiteren juristischen 
Schritte möglich sind“, erklärte sie. Da das Gericht eine Revision 
skandalöserweise nicht zuließ, bleibt Felicitas Rohrer nur noch 
der Weg, eine Nichtzulassungsbeschwerde einzureichen, um ein 
endgültiges Schließen der Akte „YASMINELLE“ zu verhindern.

LIPOBAY-Klage stattgegeben
BAYERs Cholesterinsenker LIPOBAY hat mindestens 100 
Patient*innen den Tod gebracht, bis der Konzern ihn im Sommer 
2001 vom Markt nehmen musste. In der Folge sah sich das Unter-
nehmen mit einer Unmenge von Entschädigungsprozessen kon-
frontiert. Derjenige, den der italienische Arzt Roberto Trevisanato 
führte, zog sich über 20 Jahre hin, bis er im Mai 2021 nun mit 
einer Verurteilung des Leverkusener Multis endete. Das Gericht 
bezeichnete die Arznei als gefährlich und warf dem Pharma-Rie-
sen vor, auf den Packungsbeilagen nicht ausreichend vor den Ne-
benwirkungen gewarnt zu haben. Im Rückblick sagte Trevisanato 
in einem Interview: „Mein Leben wurde zerstört: Als ich dieses 
Mittel für zwei Monate einnahm, landete ich für zwei Jahrzehnte 
in der Hölle.“

BAYER vor Gericht
In Italien müssen sich BAYER, NOVARTIS und der Krankenhaus-
Konzern SAN DONATO wegen Abrechnungsbetrugs zulasten der 
öffentlichen Gesundheitssysteme vor Gericht verantworten. Das 
Hospital hatte beim regionalen Gesundheitsdienst der Lombar-
dei Arznei-Rechnungen der beiden Unternehmen eingereicht, die 
nicht den wahren Preisen entsprachen, da die Pharma-Riesen 
SAN DONATO unter der Hand Rabatte gewährten. Auf ähnliche 
Weise hatte der Leverkusener Multi in Tateinheit mit anderen 
Pillen-Produzenten, Krankenhäusern, Ärzt*innen und Apotheken 
Anfang der 2000er Jahre die US-amerikanischen staatlichen Ge-
sundheitsprogramme Medicaid und Medicare geschröpft. Den 
Einrichtungen, die Bedürftigen Arzneien zur Verfügung stellen, 
entstand so Jahr für Jahr ein Schaden von rund einer Milliarde 
Dollar.  Im Jahr 2000 zahlte der Global Player dafür 14 Millionen 
Dollar Strafe und 2003 sogar 250 Millionen Dollar.

Ermittlungen wg. Bestechung
Der BAYER-Konzern sieht sich in Griechenland mit dem Vorwurf 
der Ärzt*innen-Bestechung konfrontiert. Er soll von 2005 bis 2008 
rund 800 Mediziner*innen mit Sachzuwendungen und Geld-Ge-
schenken von bis zu 20.000 Euro veranlasst haben, Medikamente 
des Konzerns zu verschreiben. Im Jahr 2015 hat die Staatsan-
waltschaft deshalb eine Anzeige erstattet. Über den aktuellen 
Stand der Ermittlungen liegen keine Informationen vor. 


